
AUF EINEN BLICK
Wohnen ist ein Grundbedürfnis – Investitionen 
in den Wohnungsbau sind langfristig orientiert. 
Deshalb sind klare und verbindliche Regeln für 
Mietverhältnisse notwendig und im Interesse 
der beteiligten Parteien. Diese Regeln sorgen 
dafür, dass Erträge verlässlich sind und der 
Wohnungsmarktzugang für Haushalte breit er-
öffnet wird. Die Regulierung stellt dabei nicht 
die Lösung der gegenwärtigen Wohnungs-
marktkrise dar, sondern lindert Probleme, die 
aufgrund eines zu geringen Wohnungsangebots 
bestehen. Für eine nachhaltige Lösung muss das 
Angebot an Wohnung gesteigert und die Quali-
tät, insbesondere im Bereich der Energieeffizi-
enz, verbessert werden. Insgesamt kommt es 
auf einen ausgewogenen Instrumentenmix un-
ter anderem zwischen Mietpreisbegrenzungen, 
Förderprogrammen für den sozialen Wohnungs-
bau, aber auch Anreize für Investor:innen an.

EINLEITUNG

Die Diskussion um Mietenregulierungen ist angesichts der 
weiterhin großen Wohnungsknappheit hoch aktuell. Das Mei-
nungsspektrum reicht dabei von einer umfassenden Deregu-
lierung der Mieten bis hin zu tiefgreifenden regulierenden 
Eingriffen. Anlass für die Kontroverse bietet auch das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Berliner Mietendeckel 
aus dem Jahr 2021, mit dem der Mietendeckel aufgrund der 
fehlenden Gesetzgebungskompetenz Berlins aufgehoben wur-
de (Schauer 2021).

Die Begründung hat sowohl Befürworter:innen als auch 
Gegner:innen solcher Regulierungen mobilisiert. Während 
Kritiker:innen argumentieren, dass Eingriffe wie der Mieten-
deckel das Eigentumsrecht zu weitreichend einschränken und 

die grundlegenden Probleme des Wohnungsmarktes nicht lö-
sen, sehen Befürworter:innen darin einen dringenden Aufruf 
zu strengeren Regulierungen auf Bundesebene. Die entschei-
dende Frage aber, wie eine sinnvolle Regulierung des Woh-
nungsmarktes gestaltet werden kann, hat das Urteil mitnichten 
geklärt. Es hat lediglich klargestellt, dass die Regulierung des 
Wohnungsmarktes nicht zur Landeskompetenz zählt.

Grundsätzlich spricht einiges für regulierende Eingriffe in 
den Wohnungsmarkt (Michelsen 2021). Wohnungsmärkte 
sind aufgrund ihrer spezifischen Charakteristika und der un-
gleichen Verhandlungsmacht zwischen Vermieter:innen und 
Mieter:innen besonders anfällig für soziale Unwuchten. Ers-
tens könnten ohne Regulierungen Mieten in laufenden Ver-
trägen frei erhöht oder Kündigungen grund- und fristlos aus-
gesprochen werden, was Mieter:innen in eine prekäre Lage 
versetzen würde. Beispielsweise hohe Suchkosten für neue 
Wohnungen und die langsame Anpassungsfähigkeit der 
Haushalte an Preisänderungen verstärken diese Problematik. 
Diese sozialen Kosten eines unregulierten Marktes sind er-
heblich und werden durch die Literatur zu Themen wie Gen
trifizierung und Ghettoisierung umfänglich untermauert 
(Kohn 2013).

Ein zweiter Grund sind starke zyklische Schwankungen 
von Angebot, Nachfrage und Mieten. Das Phänomen der 
„Schweinezyklen“ auf Wohnungsmärkten – ein träges Anpas-
sen des Angebots an eine steigende Nachfrage und daraus re-
sultierend starke Mietanstiege – führt zu sozialen Verwerfun-
gen und zunehmender Ungleichheit (vgl. beispielsweise Mur-
phy 2024; Guerrieri et al. 2013; Dustmann et al. 2022). In den 
vergangenen 15 Jahren kam es in Deutschland zu einem star-
ken Anstieg der Wohnungsmieten, vor allem in Ballungszen
tren (siehe Abbildung 1). Gleichzeitig stieg die Bautätigkeit 
längst nicht in dem benötigten Ausmaß, um den Bedarf an 
Wohnraum zu decken (siehe Abbildung 2). Deshalb bedarf es 
einer vorausschauenden Wohnungsmarktpolitik, die Bevölke-
rungsentwicklungen antizipiert und die Angebotsflexibilität 
erhöht. Dazu gehören eine durchdachte Bodenpolitik, ent-
schlackte Bauvorschriften und eine moderne Bauverwaltung, 
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die durch eine effiziente Besteuerung von Grund und Boden 
unterstützt werden (Henger et al. 2019). 

Regulierungen des Wohnungsmarktes sind angesichts der 
genannten Unvollkommenheiten notwendig. Allerdings kön-
nen sie nicht auf Dauer genutzt werden, um Versäumnisse auf 
der Angebotsseite auszugleichen. Vielmehr dient auch die Re-
gulierung einem Ausgleich von Interessen in einem Markt, 
der in hohem Maße auch auf privates Kapital angewiesen ist. 
Gut 300 Milliarden Euro fließen jährlich in den Wohnungs-
bau und dessen Sanierung (Gornig/Pagenhardt 2024). Ohne 
entsprechende Preissignale würden notwendige Mittel fehlen, 
um den Wohnungsbau anzuschieben. Gleichzeitig sind die 
gesamtwirtschaftlichen Kosten unregulierter Märkte groß. 
Deshalb braucht es eine Wohnungsmarktregulierung, die ers-
tens Transparenz über Marktentwicklungen herstellt, zweitens 
Fairness im Interessenausgleich garantiert und drittens 
Marktteilnehmenden Sicherheit bietet.

TRANSPARENZ AUF DEN  
WOHNUNGSMÄRKTEN SCHAFFEN

Deutschlands Wohnungsmarkt ist chronisch intransparent. Es 
fehlt an wichtigen Informationen über Mietenentwicklung, 
die Kaufpreise, Eigentümerstrukturen und Transaktionsvolu-
mina. Eine zielgerichtete Wohnungsmarktpolitik braucht des-
halb zunächst eine bessere statistische Basis (Riphahn 2020).

DATENGRUNDLAGE ZUR  
MIETENENTWICKLUNG VERBESSERN
Die amtliche Statistik zur Mietenentwicklung ist unvollstän-
dig. Zwar wird im Rahmen der Erhebung der Verbraucher-
preise auch die Mietenentwicklung miterfasst, allerdings fehlt 

es an einer Differenzierung zwischen Regionen, Marktseg-
menten und einer Unterscheidung zwischen Bestands- und 
Neuvertragsmieten. Diese Lücke wird mittels unterschiedli-
cher Quellen zwar teilweise geschlossen, allerdings auf Kosten 
von Genauigkeit und Repräsentativität. Angebotsmieten aus 
Onlineportalen beispielsweise sind nur unter bestimmten 
Einschränkungen und für begrenzte Zwecke für die Analyse 
tauglich, da sie nur einen Teil des Marktes abbilden und nicht 
die tatsächlichen Vertragsabschlüsse wiedergeben. Sie bilden 
also das Mietniveau nicht adäquat ab – Rückschlüsse auf die 
generelle Mietdynamik können gleichwohl gezogen werden 
(Kholodilin et al. 2017). 

Schon länger werden deshalb Mietenregister bzw. Mieten-
kataster als neu zu schaffende Datengrundlage und Vollerhe-
bung der Mieten in Deutschland gefordert (vgl. z. B. Oberst 
2023). Mietenregister würden die Transparenz auf dem Miet-
wohnungsmarkt erhöhen, wenn systematisch die Mieten in 
verschiedenen Regionen und Marktsegmenten erhoben wür-
den. Dies würde die Datenbasis für Vergleichszwecke deutlich 
stärken, wäre allerdings auch mit einem erheblichen Datener-
hebungsaufwand verbunden. 

Dieser Aufwand kann sich dennoch lohnen, da Mietenre-
gister eine wesentliche Grundlage für die wohnungspolitische 
Steuerung und Regulierung des Wohnungsmarktes darstellen. 
Sie ermöglichen es, die Mietpreisentwicklung zu analysieren, 
qualifizierte Mietspiegel zu erstellen und gegebenenfalls regu-
lierende Maßnahmen zu ergreifen. Auch für die Stadt- und 
Regionalplanung sind diese Daten von großem Wert. Sie lie-
fern wichtige Informationen für die Planung von Wohnbau-
projekten, die Entwicklung von Förderprogrammen und de-
ren Ausgestaltung. Schließlich sind Mietenregister eine wert-
volle Quelle für wissenschaftliche Untersuchungen und Ana-
lysen. Sie ermöglichen detaillierte Studien zur Mietpreisent-

Abb. 1

Quelle: Empirica AG.
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wicklung, zur Struktur des Wohnungsmarktes und zu den 
Auswirkungen wohnungspolitischer Maßnahmen. Diese Er-
kenntnisse können wiederum als Grundlage für die Weiter-
entwicklung und Verbesserung der Wohnungs- und Sozialpo-
litik dienen. 

Insgesamt spricht deshalb vieles für eine flächendeckende 
Einführung von Mietenregistern und die systematische Erfas-
sung von Immobilientransaktionen. Letztere sind in den 
Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse grundsätz-
lich vorhanden, allerdings in keiner systematischen Weise für 
Analysen erreichbar. Gerade wenn es um verteilungspoliti-
sche Fragestellungen geht, sind Immobilienvermögen jedoch 
ein zentraler Schlüssel (Bach et al. 2021).

VERGLEICHBARKEIT HERSTELLEN
Die Datengrundlage ist eine notwendige Voraussetzung für 
mehr Transparenz auf Wohnungsmärkten. Allerdings sind 
einzelne Datenpunkte miteinander nicht vergleichbar – zu 
heterogen sind die Eigenschaften von Immobilien hinsichtlich 
Qualität und Lage. Die ortsübliche Vergleichsmiete soll diese 
Vergleichbarkeit herstellen und entsprechend Auskunft über 
die ortsübliche Miete qualitativ vergleichbarer Wohnungen 
geben. Damit ist sie zentrale Grundlage für die meisten woh-
nungsmarktpolitischen Eingriffe. Allerdings erfolgt in vielen 
Fällen, auch wegen der eher eingeschränkten Datenlage, al-
lenfalls nur eine grobe Abschätzung des Mietniveaus 
(Thomschke 2022). 

Die Mietspiegelreform (vgl. Horst 2022) im Jahr 2022 er-
folgte mit dem Ziel, die Mietspiegel zu stärken. So wurde die 
gesetzliche Pflicht zur Erstellung von Mietspiegeln für Städte 
und Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohner:innen ein-
geführt. Sie soll sicherstellen, dass in größeren Städten regel-

mäßig aktuelle und verlässliche Mietspiegel zur Verfügung 
stehen.

Dabei wird zwischen einfachen und qualifizierten Miet-
spiegeln unterschieden: Einfache Mietspiegel basieren auf all-
gemeinen Erfahrungswerten und weniger komplexen statisti-
schen Methoden. Qualifizierte Mietspiegel hingegen müssen 
nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt 
und alle zwei Jahre angepasst bzw. alle vier Jahre vollständig 
neu erstellt werden. Sie bieten damit eine höhere Datenquali-
tät und werden deshalb auch in rechtlichen Auseinanderset-
zungen bevorzugt herangezogen. Die Erstellung eines qualifi-
zierten Mietspiegels ist für Kommunen bis 100.000 Einwoh-
ner:innen allerdings freiwillig – entsprechend wenig verbrei-
tet ist diese Informationsgrundlage. Aktuell gelten einfache 
Mietspiegel in 855 Städten und Gemeinden Deutschlands, in 
359 sind qualifizierte Mietspiegel erstellt. Fast die Hälfte der 
einfachen Mietspiegel wurde dabei vor dem Jahr 2020 erstellt 
(vgl. BBSR 2024). Es spricht mit Blick auf die Bedeutung der 
Mietspiegel in der Wohnungsmarktregulierung, die Rechtssi-
cherheit und die Qualität des Instruments vieles für eine weit-
reichendere Erstellung insbesondere qualifizierter Mietspie-
gel, zumindest in größeren Gemeinden. 

AKZEPTANZ DER DATENGRUNDLAGE  
IM AUGE BEHALTEN
Mit der Mietspiegelreform im Jahr 2022 wurde zudem eine 
Verlängerung des Betrachtungszeitraums für die Berechnung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete beschlossen. Statt Neuver-
tragsmieten und Mietanpassungen der vergangenen vier Jahre 
zu berücksichtigen, gilt nun ein Betrachtungszeitraum von 
sechs Jahren. Vielfach wird eine weitere Ausdehnung des Be-
trachtungszeitraums gefordert. Die Vor- und Nachteile müssen 

Abb. 2

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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hier allerdings abgewogen werden. Mietspiegel sollen die Preis-
entwicklung auf den Wohnungsmärkten abbilden, Dauer-
schuldverhältnisse befrieden und einen Ausgleich zwischen 
den Interessen von Vermieter:innen und Mieter:innen herstel-
len. Sie sollen die Entwicklung des Marktes in kalkulierbaren 
Bahnen nachzeichnen und Wucher vermeiden. Die Intention 
ist, Vermieter:innen in einem begrenzten Spielraum Ertrags-
steigerungen zu ermöglichen und damit in bestehenden Miet-
verträgen der Marktentwicklung in begrenztem Maß zu folgen. 

Die ortsübliche Vergleichsmiete soll daher per Konstrukti-
on eine marktnahe Miete sein – das heißt, die Dynamik bei 
neuen Mieten und Mietänderungen abbilden. Die Dynamik 
und aktuelle Knappheit auf dem Wohnungsmarkt kommen 
bei Transaktionen zum Ausdruck. Deshalb wurden bislang 
Mietanpassungen in bestehenden Mietverhältnissen und neu 
abgeschlossene Mietverträge der vergangenen vier Jahre in 
der Berechnung berücksichtigt. Der Vierjahreszeitraum und 
die Berücksichtigung von Mietänderungen in bestehenden 
Verträgen führt dazu, dass die ortsübliche Vergleichsmiete in 
der Regel deutlich unterhalb der am aktuellen Rand geschlos-
senen neuen Mietverhältnisse liegt.

 Die ortsübliche Vergleichsmiete war lange Zeit Grundlage 
allein für die Regulierung bestehender Mietverhältnisse (Kap-
pungsgrenze). Ihre Berechnung und die Mietspiegel wurden 
für diesen Zweck konzipiert. Mit Einführung der Mietpreis-
bremse wurde sie auch für die Regulierung bis dahin frei ver-
handelbarer Neuvertragsmieten zur Grundlage gemacht. Dies 
stärkt das Erfordernis der Marktnähe der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete weiter. 

Eine Ausdehnung auf längere Zeiträume und auch die 
Berücksichtigung unveränderter Mieten in bestehenden 
Verträgen, aber auch preisgebundener Mieten würde dazu 
führen, dass dieser Abstand in Wachstumsphasen weiter zu-
nimmt und die Marktnähe der Vergleichsmiete zunehmend 
verloren geht. Dies gilt insbesondere für preisgebundene 
Mieten, die per Definition vom Marktgeschehen weitgehend 
entkoppelt sind.

Derartige Erweiterungen hätten umverteilende Wirkung 
und könnten sozialen Zielen folgen. Die Kehrseite ist ein ero-
dierender Konsens über statistische Grundlage der Marktre-
gulierung (Sebastian 2016). Wird vor allem die Marktnähe 
aufgegeben, dürfte dies zunehmende Diskussionen über die 
Angemessenheit regulierender Eingriffe nach sich ziehen. Im 
Ergebnis werden so Knappheitssignale des Marktes ausgesetzt 
und Investitionsanreize genommen. Zudem ist zu berücksich-
tigen, dass eine Verlängerung des Berechnungszeitraums in 
Phasen sinkender Mieten auch ein Absinken der Vergleichs-
miete verlangsamen kann – ein historisch betrachtet aller-
dings eher seltener Fall.

FAIRNESS IN  
MIETVERHÄLTNISSEN BEWAHREN

KAPPUNGSGRENZEN  
EINHEITLICH GESTALTEN
Die Kappungsgrenze ist das zentrale Regulierungsinstrument 
für den Großteil der Mietverhältnisse in Deutschland. Im 
Durchschnitt leben Haushalte in Deutschland mehr als zehn 

Jahre in einer Wohnung. Deshalb hat das Instrument entspre-
chend hohen Stellenwert, damit diese Mietverhältnisse stabil 
bleiben und Machtgefälle zwischen Vertragsparteien nicht 
ausgenutzt werden können. Im Gegenzug für einen weitrei-
chenden Kündigungsschutz räumt die Kappungsgrenze Woh-
nungseigentümer:innen die Möglichkeit ein, Mieten in be-
grenztem Umfang zu erhöhen. 

Dabei ist nicht explizit bestimmt, welche Mietsteigerungen 
als angemessen anzusehen sind. Als Referenz für die Steige-
rungen können daher unterschiedliche Bezüge gewählt wer-
den: Damit Vermieter:innen mit einer real konstanten Rendi-
te für ihre Investition kalkulieren können, ist mindestens die 
allgemeine Teuerung auszugleichen. Für den Erhalt und Un-
terhalt sind die meist höheren Preissteigerungen von Hand-
werkerleistungen zugrunde zu legen. Tatsächlich ist allerdings 
die Marktentwicklung von Wohnungsmieten als Referenzgrö-
ße für mögliche Mietsteigerungen etabliert. Hier ist gerade in 
Zeiten dynamischer Mietsteigerungen ein Interessenausgleich 
zwischen den Vertragsparteien notwendig. Diesen regelt die 
Kappungsgrenze: Die Regulierung bestimmt, welche Steige-
rungen von Bestandsmieten innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums maximal möglich sind. Dabei darf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete nicht übertroffen werden.

Mit anziehender Marktdynamik im vergangenen Jahrzehnt 
wurde bereits eine niedrigere Kappungsgrenze in angespann-
ten Wohnungsmärkten beschlossen. Dort durften Mieten in-
nerhalb von drei Jahren um maximal 15 Prozent erhöht wer-
den und die ortsübliche Vergleichsmiete nicht überschreiten. 
Dies entspricht einer jährlichen Mietsteigerung von etwa 4,75 
Prozent, was deutlich über der üblichen allgemeinen Preis- 
und Gehaltsentwicklung liegt. Eine Absenkung auf elf Pro-
zent – wie sie die Ampelregierung 2021 vorgesehen, aber 
nicht mehr umgesetzt hat – hätte bedeutet, dass die Mieten 
um jährlich rund 3,5 Prozent im Durchschnitt angehoben 
werden können.1 Auch 3,5 Prozent liegen immer noch ober-
halb der durchschnittlichen Entwicklung der Lebenshaltungs-
kosten. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass sich die Bau- 
und Handwerkerleistungen in den vergangenen Jahren deut-
lich in ihren Preisen erhöht haben und auch die Neuvertrags-
mieten in vielen Ballungsräumen ebenfalls deutlich schneller 
gestiegen sind. Ein weiteres Absenken der Kappungsgrenze 
entfernt daher die Bestandsmietenentwicklung immer weiter 
von der tatsächlichen Marktentwicklung – in der Interessen-
abwägung kann dies zu größeren Konflikten führen.

Hingegen scheint eine deutschlandweite Ausweitung der 
Elfprozentregel durchaus geboten. Denn eine Unterscheidung 
der Regionen bei der Höhe der Kappungsgrenze lässt sich mit 
Blick auf die allgemeine Preisentwicklung bzw. die Entwick-
lung der Baukosten sachlich nicht begründen. Auch scheint 
geboten, die Kappungsgrenze auf Indexmietverträge oder 
Staffelmietverträge auszuweiten. Dort steigen die Mieten ge-
rade in dem jetzigen inflationären Umfeld erheblich und zu-
sätzlich zu den hohen Wohnnebenkosten. Dies kann Haus-
halte massiv überfordern. Ein pragmatischer Ansatz ist die 
Einführung einer Obergrenze für die jährliche Mietsteige-
rung. Ein weiterer Ansatz ist die Umstellung auf einen Miet-
index, basierend auf dem Teilindex für Nettokaltmiete und 
Wohnungsnebenkosten im Rahmen des Verbraucherpreisin-
dex (VPI), der seit 2020 für die Fortschreibung des Wohngel-
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tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR Wirt-
schaft 2018).2 Allerdings greift die Argumentation häufig zu 
kurz. Die meisten Kritiker:innen haben eine pauschale Miet-
regulierung für alle Wohnungen im Kopf. Die Mietpreisbrem-
se nimmt jedoch Neubauten explizit und unbefristet von der 
Regulierung aus. Auch umfassende Modernisierungen erlau-
ben eine freie Setzung der Mieten seitens der Vermieter:in-
nen. Dies hat zur Folge, dass der Markt zweigeteilt ist: in ein 
kleines unreguliertes Neubausegment und ein reguliertes Alt-
bausegment. In einem solchen Fall wirkt die Mietregulierung 
anders als zuvor beschrieben (Kholodilin et al. 2018).

Der ökonomischen Theorie nach wird die Nachfrage nach 
den regulierungsbedingt „günstigen“ Mieten im Bestandsseg-
ment künstlich angefacht. Mehr Menschen wollen innerhalb 
der Städte Wohnraum finden, als dies ohne Mietpreisbremse 
der Fall gewesen wäre. Die zusätzliche Nachfrage treibt die 
Mieten im Neubausegment noch weiter an, die Rentabilität 
der Investitionen dort steigt und dürfte weitere Bauherr:in-
nen auf den Markt locken. Strittig ist, was mit dem Bestand 
regulierter Wohnungen passiert – hier wird befürchtet, dass 
weniger in deren Instandhaltung und damit deren Qualität 
investiert wird. Langfristig müssten sogar Gebäude abgerissen 
werden. Diese so aus dem regulierten Markt gedrängten 
Wohnungen würden der Theorie zufolge aber wieder durch 
unregulierte Neubauten ersetzt. Kurzum: Es ist aus theoreti-
scher Sicht unwahrscheinlich, dass die Investitionstätigkeit 
reduziert wird – wahrscheinlicher ist, dass gerade wegen der 
Mietpreisbremse mehr Wohnraum neu gebaut wird und so 
das Angebot langfristig sogar über die Menge eines unregu-
lierten Marktes hinaus steigt. Dies zeigen auch empirische 
Untersuchungen (Mense et al. 2019). All das funktioniert nur, 
wenn Investor:innen auf die Verlässlichkeit der Regulierung 
setzen (Michelsen 2017). Nachträgliche, grundlegende Verän-
derungen sind deshalb zu vermeiden.

Ein statischer Mietendeckel würde diese Eigenschaften 
nicht erfüllen. Das pauschale Einfrieren aller Neumieten hät-
te aller Voraussicht nach erhebliche negative Konsequenzen 
für die Investitionstätigkeit und den dringend benötigten 
Wohnraum. Deshalb erscheint es klüger, die Mietpreisbremse 
an entscheidenden Stellen weiterzuentwickeln.

Erstens ist eine deutschlandweite und unbefristete Rege-
lung eine sinnvolle Reformoption. Die Mietpreisbremse greift 
ohnehin nur in Märkten, die eine bestimmte Mietpreisdyna-
mik überschreiten. Rechnerisch lässt sich zeigen, dass es für 
die faktische Wirkung der Mietpreisbremse darauf ankommt, 
wie stark die Mieten vergleichbarer Objekte in den vergange-
nen Jahren gestiegen sind. Gab es in den vier Jahren vor Ein-
führung der Regulierung ein jährliches Mietwachstum von 
weniger als 3,9 Prozent, hat dies zur Folge, dass weder ein 
Sinken der Neuvertragsmieten noch eine Verlangsamung des 
Trends des Mietwachstums zu erwarten ist. Dies liegt daran, 
dass die Mietpreisbremse Mieten bis maximal zehn Prozent 
oberhalb des örtlichen Vergleichsniveaus erlaubt. Bei jährli-
chen Preissteigerungen von bis zu 3,9 Prozent ist dies nicht 
bindend und die Preisbremse damit de facto wirkungslos, da 
die Marktmiete in diesem Fall rechnerisch nicht um mehr als 
zehn Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen 
kann. Die Mietpreisbremse würde sich also automatisch nur 
dort und dann „einschalten“, wenn die Dynamik entspre-

des verwendet wird (§ 43 Wohngeldgesetz). Die Indexberech-
nung erfolgt seit 2019 auf Grundlage einer verbesserten Zu-
fallsstichprobe mit 20.000 Haushalten und wird vom Statisti-
schen Bundesamt monatlich veröffentlicht. Diese Umstellung 
würde zwar die ursprünglich beabsichtigte Realwertsicherung 
für Vermietende beeinträchtigen, jedoch eine langfristig wert-
beständige Einnahmequelle schaffen und Mietende vor extre-
men Belastungen bei hoher Inflation schützen (Deschermei-
er/Henger 2023).

NEUVERTRAGSMIETEN  
DAUERHAFT REGULIEREN
Seit dem Jahr 2015 gilt in angespannten Wohnungsmärkten 
Deutschlands die Mietpreisbremse. Die Evaluierung der 
Mietpreisbremse durch das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin) im Auftrag des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) brachte im Jahr 
2018 gemischte Ergebnisse hinsichtlich ihrer Wirksamkeit 
hervor. Einerseits wurde festgestellt, dass die Mietpreisbremse 
in den betroffenen Gebieten einen dämpfenden Effekt auf den 
Anstieg der Neuvertragsmieten hatte. In Regionen mit einer 
hohen Nachfrage und steigenden Mieten zeigte die Regelung 
Wirkung, indem sie den Anstieg der Mietpreise verlangsamen 
konnte. Dies deutet darauf hin, dass die Mietpreisbremse in 
bestimmten Segmenten des Wohnungsmarktes erfolgreich 
zur Stabilisierung der Mietpreise beigetragen hat.

Andererseits offenbarte die Evaluierung auch Schwächen 
und Lücken in der Umsetzung und Effektivität der Mietpreis-
bremse. Eine der größten Herausforderungen war die unzu-
reichende Durchsetzung der Regelung. Viele Mietende waren 
sich ihrer Rechte nicht bewusst oder scheuten den Aufwand, 
ihre Ansprüche rechtlich durchzusetzen. Zudem wurden in 
einigen Fällen die zulässigen Mietobergrenzen durch ver-
schiedene Ausnahmebestimmungen umgangen, was die 
Wirksamkeit der Maßnahme beeinträchtigte. Dies zeigt, dass 
trotz der positiven Effekte auf die Mietpreisentwicklung, die 
praktische Umsetzung ebenso wie die Durchsetzung der 
Mietpreisbremse verbesserungswürdig sind.

Abschließend kam die Evaluierung zu dem Ergebnis, dass 
die Mietpreisbremse zwar einen Beitrag zur Mietpreisregulie-
rung leistet, aber allein nicht ausreicht, um die Herausforde-
rungen des Wohnungsmarktes umfassend zu bewältigen. Er-
gänzende Maßnahmen, wie der verstärkte Neubau von Woh-
nungen und eine gezielte Förderung des sozialen Wohnungs-
baus, wurden als notwendig erachtet, um langfristig für mehr 
Wohnraum und bezahlbare Mieten zu sorgen. Die Studie 
empfiehlt daher, die Mietpreisbremse als Teil eines umfassen-
deren Maßnahmenpakets zu betrachten, das verschiedene 
Ansätze zur Stabilisierung und Entspannung des Wohnungs-
marktes kombiniert (Mense/Michelsen 2018). An dieser Ge-
samteinschätzung hat sich auch bis heute nichts Grundlegen-
des geändert.

Insgesamt ist die Mietpreisbremse eine anreizkompatible 
Regulierung von Mietmärkten. Anders als vielfach vorgetra-
gen stärkt sie sogar den Anreiz, in dringend benötigte Neu-
bauten zu investieren. Dies zeigen theoretische Überlegun-
gen, aber auch empirische Ergebnisse. Ökonom:innen raten 
regelmäßig von der Einführung von Mietregulierungen ab – 
beispielsweise auch der Sachverständigenrat zur Begutach-
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lich für den angegebenen Zweck genutzt wird. Den Miss-
brauch mit Bußgeldern, Schadensersatzansprüchen oder der 
Verpflichtung zur Wiedereinräumung des Mietverhältnisses 
stärker zu sanktionieren könnte zudem abschreckende Wir-
kung entfalten.

ENERGETISCHE SANIERUNGEN  
SOZIAL GERECHT ERMÖGLICHEN
Die Frage nach einer fairen Teilung der Kosten energetischer 
Sanierungen ist nach wie vor offen. Die Herausforderung be-
steht darin, dass die Investitionen in die Energieeffizienz 
langfristig zwar lohnend sind, die Höhe der Modernisie-
rungsumlage allerdings häufig über den kurzfristig eingespar-
ten Heizkosten liegt. Dieses Dilemma zu überwinden ist zen
tral für das Gelingen der Energiewende.

Um die Investitionstätigkeit zu steigern, gibt es bereits jetzt 
zahlreiche Förderinstrumente, Kampagnen und in erhebli-
chem Umfang öffentliche Fördermittel. Gleichwohl wird die 
notwendige jährliche Sanierungsrate von rund zwei Prozent 
derzeit nicht erreicht. Ein möglicher Grund könnte darin lie-
gen, dass die Anlagehorizonte von Immobilieneigentümer:in-
nen häufig nicht mit den Projektlaufzeiten von Energieeffizi-
enzinvestitionen übereinstimmen. Auch mag die Zurückhal-
tung an einer inadäquaten Risikobewertung von Investor:in-
nen liegen. Alternative Finanzierungsansätze, die vor allem 
auf das Prinzip der Kopplung von Erträgen der Investitionen 
an die tatsächlichen Einsparungen von Energiekosten setzen, 
sowie die vermehrte Einbindung von Beteiligungskapital 
könnten einen Beitrag zur Steigerung der Investitionstätigkeit 
leisten. Mit zusätzlichem öffentlichem Kapital könnten bei-
spielsweise Stadtwerke den Geschäftszweig des Energiespar-
Contracting so skalieren, dass Risiken gestreut, damit mini-
miert und als Investitionsprojekte gerechnet werden könnten. 
Unter „Contracting“ werden Modelle verstanden, in deren 
Rahmen Investitionen in die Energieeffizienz von Gebäuden 
von Investor:innen getätigt werden, die nicht Eigentümer:in-
nen der Immobilien sind. Die Investition wird über die Ener-
gieeinsparungen finanziert: Die Differenz aus alten und neu-
en Energiekosten des Gebäudes ist für einen Zeitraum von 10 
bis 15 Jahren an den oder die Inverstor:in abzuführen. 

Ein Ansatz ist, sich auf sogenannte „pay as you save“-Ansät-
ze zu konzentrieren. Diese Programme, die in kleinem Rah-
men in den USA und ab 2013 im Vereinigten Königreich um-
gesetzt wurden, koppeln die Rückzahlungen von Darlehen an 
die Einsparungen bei Energiekosten. Diese Rückzahlungen er-
scheinen als Aufschläge auf der Energieabrechnung des Gebäu-
des und entsprechen den erwarteten Einsparungen. Wenn das 
Gebäude ungenutzt ist, werden die Zahlungen gestundet, und 
das Ausfallrisiko trägt der oder die Darlehensgeber:in. Bei ei-
nem Verkauf des Gebäudes geht die Zahlungsverpflichtung auf 
die neuen Eigentümer:innen oder Mieter:innen über. Dies re-
duziert das Risiko gegenüber ungesicherten Darlehen und för-
dert Investitionen in Energieeffizienz (Michelsen et al. 2015).

Eine andere Alternative sind pragmatische Kostenteilungen 
zwischen Mieter:innen, Staat und Vermieter:innen. Ein Vor-
schlag besteht beispielsweise in der Drittelung der Kosten zwi-
schen den genannten Akteur:innen. Dieser Vorschlag zur 
Neugestaltung der Förderung energetischer Gebäudesanierun-
gen zielt darauf ab, die Modernisierungsumlage auf einem 

chend anzieht. Im Umkehrschluss würde sie dann faktisch 
keine Wirkung mehr entfalten, wenn der Markt sich beruhigt 
hat. Diese Art der Regulierung ist aus ganz offenkundigen 
Gründen einem Mietendeckel überlegen. 

Allerdings muss ihre Durchsetzbarkeit gestärkt werden. 
Dies beginnt mit der Datenbasis für die ortsübliche Ver-
gleichsmiete. Neben der Rückzahlungspflicht für Vermie-
ter:innen im Falle zu hoher Mieten bedürfte es zudem auch 
einer Sanktion, die über die Rückzahlung hinausreicht. Des 
Weiteren kann die Höhe des Aufschlags auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete diskutiert werden: Ein Absenken des Auf-
schlags von beispielsweise zehn auf fünf Prozent hätte zur 
Folge, dass die Mietpreisbremse eine weitreichendere Wir-
kung entfaltet. Abzuwägen ist allerdings auch hier der Inter-
essenausgleich zwischen den Vertragsparteien – insbesondere 
im Zusammenspiel mit Regulierungen in den Bestandsmie-
ten – und die Akzeptanz des Instruments.

Zu beachten ist dabei das Zusammenspiel mit den Miet-
spiegeln. Denn ein geänderter Berechnungszeitraum der Miet-
spiegel hat faktisch eine ähnliche Wirkung wie die Absenkung 
der maximal zulässigen Miethöhe im Rahmen der Mietpreis-
bremse. Wird an zu vielen Stellschrauben gleichzeitig gedreht, 
besteht das Risiko, dass Vermietungen insgesamt so unattrak-
tiv werden, dass Wohnungen in größerem Umfang abgestoßen 
bzw. in Eigentumswohnungen umgewandelt werden.

Zuletzt ist auf den weiterhin schwachen Schutz vor Miet-
wucher hinzuweisen: Dies betrifft die Formulierung des §5 
Absatz 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes, nachdem es eine Ord-
nungswidrigkeit darstellt, wenn man die ortsübliche Ver-
gleichsmiete um mehr als 20 Prozent überschreitet. Dieser 
Paragraf ist faktisch irrelevant in der Rechtsprechung (Weg-
ner 2024). 

EIGENBEDARFSKÜNDIGUNGEN PRÜFEN
Eigenbedarfskündigungen werden anekdotischen Berichten 
zufolge immer häufiger genutzt, um lange Mietverhältnisse zu 
lösen. Offenbar kommt es dabei zum Missbrauch dieses Ins
truments. Empirische Belege für einen sprunghaften Anstieg 
fehlen allerdings – Indizien für eine vermehrte Anwendung 
gibt es gleichwohl. So wurden im Jahr 2023 7,6 Prozent aller 
durch die Versicherung des Mieterbunds begleiteten Prozesse 
zur Klärung des Eigenbedarfs geführt. Im Jahr 2016 lag dieser 
Wert noch bei 5,2 Prozent (Deutscher Mieterbund 2018). Un-
abhängig von der Häufigkeit wird das Vertrauen in den Mie-
terschutz mit zunehmender Berichterstattung untergraben 
mit der Folge rechtlicher Unsicherheiten. Tatsächlich haben 
Mieter:innen offenbar häufiger Schwierigkeiten, den tatsäch-
lichen Eigenbedarf des Vermieters oder der Vermieterin zu 
überprüfen und rechtlich anzufechten.

Deshalb können klarere Nachweispflichten für Vermie-
ter:innen sinnvoll sein, um den Eigenbedarf detailliert und 
glaubhaft darzulegen. Dies könnte durch Vorlage von Doku-
menten oder eidesstattlichen Erklärungen geschehen, die den 
tatsächlichen Bedarf belegen. Auch könnte die wiederholte 
Prüfung des Eigenbedarfs die Hürden für eine missbräuchli-
che Nutzung des Instruments erhöhen: Zum Beispiel könnten 
Vermieter:innen verpflichtet werden, innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums nach der Kündigung nachzuweisen, dass 
der Eigenbedarf weiterhin besteht und die Wohnung tatsäch-
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Die Wohnungsmarktpolitik zählt zu einem der komplexesten 
Politikfelder: Neben regulatorischen Maßnahmen und Hete-
rogenität im Land spielt dabei vor allem die unterschiedliche 
Zuständigkeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen eine 
Rolle. Die unterschiedlichen Perspektiven auch auf den föde-
ralen Ebenen zusammenzuführen ist eine Herausforderung 
für sich. Dies hat sich beispielsweise in der Diskussion um 
den Mietendeckel in Berlin gezeigt, wobei dem Land Berlin 
die gesetzgeberische Kompetenz abgesprochen wurde, wird 
aber auch regelmäßig im sozialen Wohnungsbau deutlich, wo 
Bundesmittel in manchen Ländern nicht verwendet werden 
und gleichzeitig in anderen Ländern fehlen. 

warmmietneutralen Niveau zu stabilisieren. Aktuell beträgt 
die Modernisierungsumlage acht bzw. zehn Prozent für Sanie-
rungen mit erneuerbaren Energien, was häufig zu spürbaren 
Mietsteigerungen führt. Die vorgeschlagene Absenkung auf 
drei Prozent soll sicherstellen, dass die Einsparungen bei den 
Heizkosten weitgehend den Kosten der Umlage entsprechen, 
was die finanzielle Belastung der Mieter:innen abfedern soll. 

Ein wesentliches Element des Vorschlags ist es, Fördermit-
tel Vermieter:innen zugutekommen zu lassen, um Sanie-
rungsanreize zu stärken. Bislang gilt, dass durch Fördermittel 
gedeckte Sanierungskosten nicht auf die Miete umgelegt wer-
den können. Die Fördermittel werden so an Mieterhaushalte 
„weitergereicht“. Durch die vorgeschlagene Änderung würde 
sich dieser Anreiz umkehren: Die Vermieter:innen entschei-
den sich für die Sanierung und tragen die Verantwortung für 
die komplexen Berechnungen der Modernisierungsumlage. 
Fehler in diesen Berechnungen würden sich weniger stark auf 
die Mieter:innen auswirken als bisher. Zudem wird als Aus-
gleich die Modernisierungsumlage abgesenkt.

Für die Umsetzung dieses Vorschlags ist ein langfristig ge-
sichertes Fortbestehen der Förderung energetischer Sanierun-
gen entscheidend. Das Instrument kann gezielt und sozialver-
träglich die Energiewende vorantreiben. Die vorgeschlagene 
Maßnahme trägt nicht nur zur Erreichung nationaler Klima-
ziele bei, sondern unterstützt auch die europäischen Vorga-
ben zur Gebäudesanierung. Die Kombination aus niedrigerer 
Modernisierungsumlage und höheren Fördermitteln könnte 
ein entscheidender Schritt sein, um den Gebäudebestand 
langfristig energieeffizienter zu gestalten (Mellwig 2024).

FAZIT

Regulierende Maßnahmen auf dem Mietwohnungsmarkt sind 
notwendig. Ganz grundsätzlich ist der Mietwohnungsmarkt 
durch asymmetrische Machtverhältnisse geprägt, die einen 
regulierenden Ausgleich von Interessen notwendig machen. 
Forderungen nach weitreichenden Deregulierungen hätten 
erhebliche soziale und ökonomische Folgen.

Die Regulierung des Mietwohnungsmarktes spielt weiter 
eine zentrale Rolle in der Bewältigung der Wohnungsmarkt-
krise. Insbesondere in Städten mit starkem Bevölkerungs-
wachstum und knappem Angebot ist eine gezielte Regulie-
rung notwendig, um sozialen Ausgleich zu schaffen und den 
Zugang zu bezahlbarem Wohnraum für breite Bevölkerungs-
schichten zu gewährleisten. Die Regulierung ist dabei aller-
dings keine Lösung des Wohnungsmarktproblems. Vielmehr 
lindert sie die Probleme, die aufgrund eines zu geringen Woh-
nungsangebots bestehen. Für eine nachhaltige Lösung muss 
das Angebot an Wohnungen gesteigert und die Qualität, ins-
besondere im Bereich der Energieeffizienz, verbessert werden.

Regulierung darf daher nicht isoliert mit Verteilungsfragen 
im Mietmarkt motiviert werden. Vielmehr ist ein ausgewoge-
ner Instrumentenmix entscheidend, der sowohl zyklische 
Schwankungen eindämmt, aber auch Anreize für den Woh-
nungsbau schafft. Dies gilt für Mietpreisbegrenzungen und 
Bauvorschriften, aber auch Förderprogramme für den sozia-
len Wohnungsbau, Anreize für Investor:innen und eine effizi-
ente Flächenpolitik.
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ENDNOTEN

1	 Dieser Einschub ist nachträglich ergänzt worden (03.12.2024).

2	 Im jüngsten Jahresgutachten widmet sich der Rat in einem eigenen 
Kapital der Wohnungsmarktfrage. Darin wird ausgewogener über 
die Notwendigkeit regulierender Eingriffe diskutiert. Insgesamt ist 
aber auch hier eine eher skeptische Haltung zu konstatieren (vgl. 
SVR Wirtschaft 2024). 
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